
Bezirksgericht Zürich 
10 Abteilung - Einzelgericht 

Geschäfts-Nr.: GG230183-L / U 

Mitwirkend: Bezirksrichter lic. iur. H. Kronauer 

Gerichtsschreiberin MLaw S. VVäspi 

Urteil vom 26. März 2024 
(begründete Ausfertigung) 

in Sachen 

'a Juli 2024 

Staatsanwaltschaft II des Kantons Zürich. Büro B-5, Unt. Nr. 2020/10009998, 

Schwerpunktkriminalität, Güterstr. 33, Postfach, 8010 Zürich, 

Anklägerin 

gegen 

Adrian Kaegi. geboren 1 Oktober 1967: von Zürich, Findlingstr. 5, 
8704 Herrliberg. 

Beschuldigter 

verteidigt durch Rechtsanwalt lic. iur. Peter Bettoni, Bettoni & Partner, Her-
mann Götz-Str. 21, Postfach 2290, 8401 Winterthur 

betreffend Amtsmissbrauch etc. 

Privatklägerin 

geboren . von 
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vertreten durch Rechtsanwalt lic. iur. Oskar Gysler, Gubler & Gysler Rechtsan-
wälte, Schweizergasse 8, 8001 Zürich 
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Anklage: 

Die Anklageschrift der Staatsanwaltschaft II des Kantons Zürich vom 12. Septem-

ber 2023 (act 01/10/104) ist diesem Urteil beigeheftet. 

An der Hauptverhandlung anwesende Parteien: 
(Prot. S. 7 ff.) 

Der Beschuldigte in Begleitung seines erbetenen Verteidigers. Rechtsanwalt 

lic. iur. P. Bettoni, Staatsanwalt lic iur. P. Zanolla als Vertreter der Anklagebehörde 

sowie die Privatklägerin in Begleitung von Rechtsanwalt lic. iur. 0. Gysler. 

Anträge der Anklagebehörde: 
(act. D1/10/104 S 12-13) 

Schuldigsprechung von Adrian Kaegi im Sinne der Anklageschrift 
• Bestrafung mit einer Geldstrafe von 180 Tagessätzen zu 

CHF 120.00 (entsprechend CHF 21600.00) sowie einer Busse 
von CHF 500.00 

• Gewährung des bedingten Vollzuges der Geldstrafe unter Anset-
zung einer Probezeit von 2 Jahren 

• Festsetzung einer Ersatzfreiheitsstrafe von 5 Tagen bei schuld-
hafter Nichtbezahlung der Busse 

• Entscheid über Entschädigungsansprüche der Privatklägerschaft 
• Kostenauflage (Kosten. inkl. Gebühr für das Vorverfahren von 

CHF 1 100.00)" 

Anträge der Verteidigung: 
(act. 34 S. 33; sinngemäss) 

Adrian Kaegi sei vollumfänglich freizusprechen. 
Die Kosten der Untersuchung und des gerichtlichen Verfahrens 
seien auf die Staatskasse zu nehmen. 
Auf ein allfälliges Entschädigungsbegehren der Privatklägerin sei 
nicht einzutreten bzw sei ein solches abzuweisen 
Gestützt auf Art. 429 StPO sei dem Beschuldigten eine vom Ge-
richt festzusetzende Entschädigung auszurichten. 
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Die mit Verfügung vom 29. November 2023 angeordneten 
Schutzmassnahmen seien einstweilen bis zur Rechtskraft des Ur-
teils zu verlängern. 

Anträge der Privatklägerschaft: 
(act. 32 S. 2. Prot S. 45: sinngemäss) 

Der Beschuldigte sei im Sinne der Anklage schuldig zu sprechen 
und angemessen zu bestrafen. 
Die Verfahrenskosten seien vollumfänglich dem Beschuldigten 
aufzuerlegen 
Der Beschuldigte sei zu verpflichten. der Privatklägerin eine Ent-
schädigung für die Anwaltskosten von Fr. 44150.70 und eine Ent-
schädigung für den Verdienstausfall der Privatklägerin in der 
Höhe von Fr. 3089 17 auszurichten 

Erwägungen: 

1. Prozessgeschichte 

1. Mit Anklageschrift vom 12. September 2023 (hierorts eingegangen am 

13. September 2023) erhob die Staatsanwaltschaft II des Kantons Zürich (nachfol-

gend: Staatsanwaltschaft) am hiesigen Bezirksgericht Anklage gegen den Beschul-

digten wegen Amtsmissbrauch im Sinne von Art. 312 StGB, Urkundenfälschung im 

Amt im Sinne von Art 317 Ziff. 1 Abs. 2 StGB und Verletzung des Amtsgeheimnis-

ses im Sinne von Art 320 Ziff 1 Abs. 1 StGB (act. D1/10/104). 

2. In ihrer Anklage beantragte die Staatsanwaltschaft. dass über die Fortdauer 

oder die Aufhebung der vorsorglich angeordneten Massnahmen (Geheimhaltung 

und Einschränkung Akteneinsicht Dritter) für das Hauptverfahren zu entscheiden 

sei (act. 01/10/104 S. 12). Nachdem den Parteien hierzu das rechtliche Gehör ge-

währt wurde (act. 11 ff.). wurden die mit Verfügung der Staatsanwaltschaft vom 

14. November 2022 angeordneten und mit Verfügung vom 12. September 2023 
verlängerten Schutzmassnahmen mit Verfügung des hiesigen Bezirksgerichts vom 
29. November 2023 abgeändert. Dabei wurde unter Aufhebung weitergehender 
Schutzmassnahmen angeordnet. dass die Privatklägerin und ihr Rechtsvertreter 
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einstweilen bis zum 29. März 2023 [recte, 2024] verpflichtet würden, über den Um-

stand dass eine Audio-Aufnahme der staatsanwaltschaftlichen Einvernahme vom 

19. Dezember 2019 existiere, sowie was darauf genau zu hören sei, Stillschweigen 

zu bewahren (act. 24). Die dagegen durch die Privatklägerin erhobene Beschwerde 

(act. 27) wurde mit Beschluss der III . Strafkammer des Obergerichts des Kantons 

Zürich vom 13. Februar 2024 abgewiesen (act. 29). 

3 Mit Verfügung vom 1. Dezember 2023 wurden die Parteien zur Hauptverhand-

lung auf den 26. März 2024 vorgeladen. Gleichzeitig wurde ihnen Frist zur Stellung 

und Begründung von Beweisanträgen angesetzt (act. 23/1). Innert Frist gingen 

keine Beweisanträge ein (vgl . act. 25). 

4. Zur Hauptverhandlung vom 26. März 2024 erschienen der Beschuldigte in Be-
gleitung seines erbetenen Verteidigers, Rechtsanwalt lic. iur. P. Bettoni, Staatsan-
walt lic. iur. P. Zanolla als Vertreter der Anklagebehörde sowie die Privatklägerin in 
Begleitung von Rechtsanwalt lic. iur. 0. Gysler (Prot. S. 7 ff.). Im Anschluss an die 
Verhandlung wurde das Urteil mündlich eröffnet. begründet und dem Beschuldig-
ten, dem Verteidiger, der Staatsanwaltschaft sowie der Privatklägerin und ihrem 
Rechtsvertreter schriftlich im Dispositiv übergeben (act 36: Prot, S. 63 ff.). 

5. Sodann wurde mit Verfügung vom 27. März 2024 angeordnet, dass der Pri-
vatklägerin und ihrem Rechtsvertreter in Abänderung der mit Verfügung vom 
29. November 2023 einstweilen bis 29. März 2023 [recte. 2024] angeordneten 
Schutzmassnahmen, verboten werde. die Tonaufnahme der staatsanwaltschaftli-
chen Einvernahme vom 19. Dezember 2019 Dritten zugänglich zu machen. Davon 
ausgenommen seien einzig Personen, welche die Privatklägerin im Rahmen des 
vorliegenden Strafverfahrens unterstützten. Dabei würden die Schutzmassnahmen 
befristet bis zur Rechtskraft des Urteils vom 26. März 2024 bzw. — falls Berufung 
erhoben werde — einstweilen bis zum Entscheid der Berufungsinstanz über die Auf-
rechterhaltung der Schutzmassnahmen (act. 38). 

6. Mit Eingabe vom 27. März 2024 ersuchte die Staatsanwaltschaft um Zustel-
lung eines vollständig begründeten Urteils unter gleichzeitiger Mitteilung, dass ih-
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rerseits auf eine Berufung verzichtet werde (act. 37). Der Beschuldigte und die Pri-
vatklägerin liessen sodann mit Eingaben vom 27. März 2024 und vom 2. April 2024 
Berufung gegen das Urteil anmelden (act. 40 und act. 41). 

II. Prozessuales 

1 Strafantrag und Konstituierung als Privatklägerschaft 

1 1. Bei Straftaten, die nur auf Antrag hin verfolgt werden. ist das Vorliegen eines 
gültigen Strafantrags Prozessvoraussetzung und damit von Amtes wegen zu prüfen 
(Art. 30 ff. StGB; Art. 303 StPO). Beim Amtsmissbrauch (Art. 312 StGB), der Ur-
kundenfälschung im Amt (Art. 317 StGB) sowie der Verletzung des Amtsgeheim-
nisses (Art. 320 StGB) handelt es sich allesamt um Offizialdelikte, welche von Am-
tes wegen verfolgt werden. weshalb vorliegend kein Strafantrag nötig ist. 

1.2. Als Privatklägerin gilt die geschädigte Person welche ausdrücklich erklärt. 

sich am Strafverfahren als Straf- und/oder Zivilklägerin zu beteiligen (Art. 118 

Abs. 1 StPO) Geschütztes Rechtsgut des Amtsmissbrauchs gemäss Art. 312 

StGB ist nebst dem Interesse des Staates an zuverlässigen Beamten. welche mit 

der ihnen anvertrauten Machtposition pflichtbewusst umgehen auch das Interesse 

der Bürger, nicht unkontrollierter und willkürlicher staatlicher Machtentfaltung aus-

gesetzt zu werden (BGE 1491V 128 E. 1.3.1). Personen. deren Rechtsgüter durch 

einen Amtsmissbrauch beeinträchtigt werden, können sich als Privatkläger konsti-

tuieren und sich als Strafkläger am Verfahren beteiligen (Art. 118 Abs. 1 StPO). 

Eine Beteiligung als Zivilkläger kommt in Betracht, soweit nicht ein Verantwortlich-

keitsgesetz (vgl . Art. 61 OR) eine primäre. umfassende Staatshaftung für delikti-

sches Verhalten von Amtspersonen vorsieht und demgemäss die Geltendmachung 

von adhäsionsweisen Zivilforderungen ausser Betracht fällt (HEIMGARTNER, in: Nig-

gliNViprächtiger [Hrsg.], Basler Kommentar StGB. 4. Aufl. , Basel 2019, Art. 312 
N 30). Die geschädigte Person kann zudem jederzeit schriftlich oder mündlich zu 
Protokoll erklären; sie verzichte auf die ihr zustehenden Rechte, wobei der Verzicht 
endgültig ist (Art. 120 Abs. 1 StPO). 
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1 3. Vorliegend reichte Rechtsanwalt Gysler namens und im Auftrag von 

am 19. MŠrz 2020 gegen den Beschuldigten zwei Strafanzeigen ein, 

wobei er jeweils gleichzeitig erklŠrte dass sich die Anzeigestellerin als Straf- und 

ZivilklŠgerin konstituiere (act. D1/1/1 S. 3 und act. D2/1/1 S. 2). Mit Schreiben vom 

9. April 2021 erklŠrte sodann Rechtsanwalt Gysler sein persšnliches Desinteresse 

und seinen RŸckzug als PrivatklŠger (act. D2/114). Damit gilt fŸr das vorliegende 

Verfahren einzig als PrivatklŠgerin, wobei auf die Frage, ob 

im vorliegenden Verfahren aufgrund der Staatshaftung eine Beteiligung als ZivilklŠ-

gerin in Betracht kommt, im Rahmen der Kosten- und EntschŠdigungsfolgen ein-

om. zugehen sein wird. 

2. ErmŠchtigung 

2.1. GrundsŠtzlich sind die Strafbehšrden verpflichtet, im Rahmen ihrer ZustŠn-

digkeit ein Verfahren einzuleiten und durchzufŸhren. wenn ihnen Straftaten oder 

auf Straftaten hinweisende VerdachtsgrŸnde bekannt werden (sog. Verfolgungs-

zwang; Art. 7 Abs. 1 StPO). Von diesem Grundsatz bestehen gewisse Ausnahmen. 

So kšnnen die Kantone etwa gemŠss Art. 7 Abs. 2 lit. b StPO vorsehen, dass die 

Strafverfolgung der Mitglieder ihrer Vollziehungs- und Gerichtsbehšrden wegen im 

Amt begangener Verbrechen oder Vergehen von der ErmŠchtigung einer nicht rich-

terlichen Behšrde abhŠngt. 

2.2. Mit der Erteilung der ErmŠchtigung zur Strafverfolgung wird die ImmunitŠt 

aufgehoben (sog. relative ImmunitŠt). Die ErmŠchtigung stellt eine Prozessvoraus-

setzung fŸr das Strafverfahren dar. Sie wird aber in einem davon getrennten Ver-

waltungsverfahren erteilt. Erst nach der ErmŠchtigung kann das Strafverfahren 

durchgefŸhrt werden (vgl. BGE 137 IV 269 E. 1.3.1.). So sieht Art. 303 Abs. 1 StPO 

vor, dass bei ErmŠchtigungsdelikten ein Vorverfahren erst eingeleitet wird, wenn 

die ErmŠchtigung der zustŠndigen Behšrde erteilt wurde. Nach ¤ 148 GOG/ZH 

(LS 211.1) entscheidet im Kanton ZŸrich das Obergericht Ÿber die ErmŠchtigung 

zur Strafverfolgung von Beamten gemŠss Art. 110 Abs. 3 StGB wegen im Amt be-

gangener Verbrechen oder Vergehen 
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Waffe anlŠsslich eines Telefonats) als grenzwertig erachte und ferner davon aus-

gehe. dass die PrivatklŠgerin ihre Tochter dahingehend manipuliere, falsche 

Aussagen gegen den Vater zu machen. Er, der Beschuldigte, wŸrde daher ein Ver-

fahren gegen die PrivatklŠgerin wegen falscher Anschuldigung in Betracht ziehen; 

dies insbesondere in Anbetracht der GefŠhrdung des Kindeswohls. Weiter habe 

der Beschuldigte in diesem Telefonat in Aussicht gestellt, ein Gutachten Ÿber die 

PrivatklŠgerin erstellen zu lassen und Rechtsanwalt Gysler mitgeteilt, dass er die 

Strafverfahren gegen M in Zusammenhang mit Misshandlungen gegen-

Ÿber der Tochter allesamt einstellen werde (act. D1/4/6/3=D1/7/34). Der 

durch Rechtsanwalt Gysler aufgeschriebene Inhalt dieses Telefonats wurde durch 

den Beschuldigten weder explizit bestritten noch bestŠtigt (vgl . Prot. S. 12 ff. ; 

act. D1/2/4 S. 7 ff.). Gleichentags. mithin am 6 Dezember 2019, liess der Beschul-

digte die PrivatklŠgerin in Bezug auf die StraftatbestŠnde des Entziehens von Min-

derjŠhrigen und Drohung im Verfahren C-2/2019/10020998 auf den 19. Dezember 

2019, um 14.00 Uhr. an die Molkenstrasse 15/17 in 8004 ZŸrich, Zimmer 204, als 

Beschuldigte vorladen (act. D1/4/4/1-2). Rechtsanwalt Gysler erhielt entsprechend 

eine separate Verhandlungsanzeige (act. D1/4/4/3). 

1.3. Mit Schreiben vom 10. Dezember 2019 teilte Rechtsanwalt Wiedler Fried-

mann gegenŸber der Staatsanwaltschaft seine Vertretung von M mit 

und stellte gleichzeitig ein Gesuch um Bestellung als amtlicher Verteidiger 

(act. D1/4/7/3). Am 12 Dezember 2019 liess der Beschuldigte M in Be-

zug auf die StraftatbestŠnde der Nštigung etc. im Verfahren C-2/2019/10021768 

auf den 19. Dezember 2019. um 14.00 Uhr, an die Molkenstrasse 15/17 in 8004 ZŸ-

rich. Zimmer 204. als Beschuldigter vorladen (act. D1/4/4/4-5). Rechtsanwalt Wie-

dler Friedmann erhielt entsprechend eine separate Verhandlungsanzeige 

(act D1/4/416). 

1.4. GemŠss Anklageschrift habe der Beschuldigte sodann zu einem nicht nŠher 

bekannten Zeitpunkt zwischen dem 12. und 19. Dezember 2019 Rechtsanwalt Wie-

dler Friedmann telefonisch kontaktiert. Der Beschuldigte habe Rechtsanwalt VVied-

ler Friedmann unter anderem mitgeteilt, dass er am 19. Dezember 2019 eine Kon-

frontationseinvernahme zwischen der PrivatklŠgerin und M vornehmen 
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werde und er. der Beschuldigte, anstelle von Haft beim Zwangsmassnahmenge-

richt Ersatzmassnahmen beantragen wolle, damit sich die PrivatklŠgerin und Mall 

Ÿber die anstehenden Weihnachtstage nicht wieder in die Haare geraten 

wŸrden. Der Beschuldigte wolle auf einen Antrag auf Anordnung von Untersu-

chungshaft verzichten, weil die Weihnachtstage anstehen wŸrden und er in dieser 

Zeit das Familienleben nicht stšren wolle. Zudem wolle der Beschuldigte partout 

verhindern, dass die Situation Ÿber die Festtage eskaliere und die Polizei ausrŸ-

cken mŸsse. Rechtsanwalt VViedler Friedmann sei offensichtlich mit diesem Vorge-

hen einverstanden gewesen und habe auf eine Teilnahme an der vorgesehenen 

Konfrontationseinvernahme vom 19. Dezember 2019 verzichtet. GegenŸber 

Rechtsanwalt Gysler habe der Beschuldigte mit Mailschreiben vom 12 Dezember 

2019 lediglich mitgeteilt. dass am vereinbarten Termin nunmehr eine Konfrontati-

onseinvernahme zwischen der PrivatklŠgerin und M stattfinden werde 

und nicht nur eine Einvernahme mit der PrivatklŠgerin (act. D1/10/104 S. 

1 5. Dass seitens des Beschuldigten ein entsprechendes Telefonat mit Rechts-

anwalt VViedler Friedmann gefŸhrt wurde. ist unbestritten. Der Beschuldigte macht 

geltend. er habe das vorstehend geschilderte TelefongesprŠch nicht nur mit 

Rechtsanwalt VViedler Friedmann. sondern auch ein entsprechendes Telefonge-

sprŠch mit Rechtsanwalt Gysler gefŸhrt (act. 01/2/3 S. 4. act 01/2/4 S. 9 ff. , 

Prot. S. 12 f.; vgl. auch act. 34 S. 21 f.). Dabei sei der Beschuldigte nicht sicher, ob 

er diese AusfŸhrungen Rechtsanwalt Gysler gegenŸber bereits am vorstehend er-

wŠhnten TelefongesprŠch vom 6. Dezember 2019 gemacht habe, oder ob es ein 

zweites TelefongesprŠch gegeben habe (Prot. S. 13 f. . vgl. auch act 01/2/4 S. 5 f. 

und S. 9 ff.). Rechtsanwalt Gysler macht hingegen geltend. es habe zwischen ihm 

und dem Beschuldigten nur das eine Telefonat gegeben, mit dem von ihm in sei-

nem Schreiben wiedergegebenen Inhalt. Der Ablauf und Zweck der Einvernahme 

sei mit ihm nicht vorgŠngig besprochen worden (act 01/3/1 S. 8, act. 32 S. 25 f 

Prot. S 42), 

1.6. Zum behaupteten Telefonat mit Rechtsanwalt Gysler liegt keine Aktennotiz 

des Beschuldigten vor Der Beschuldigte fŸhrte denn auch aus. er habe sich dies 

lediglich handschriftlich festgehalten und keine Aktennotiz erstellt (act D1/2/3 
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Es wird erkannt: 

1 Der Beschuldigte ist schuldig des Amtsmissbrauchs im Sinne von Art. 312 

StGB sowie der UrkundenfŠlschung im Amt im Sinne von Art. 317 Ziff. 1 

Abs. 2 StGB. 

Vom Vorwurf der Verletzung des Amtsgeheimnisses im Sinne von Art 320 

Ziff. 1 Abs. 1 StGB wird der Beschuldigte freigesprochen. 

Der Beschuldigte wird bestraft mit einer Geldstrafe von 160 TagessŠtzen zu 

Fr 90.- sowie mit einer Busse von Fr. 400.-

Der Vollzug der Geldstrafe wird aufgeschoben und die Probezeit auf 2 Jahre 

festgesetzt. Die Busse ist zu bezahlen 

Bezahlt der Beschuldigte die Busse schuldhaft nicht so tritt an deren Stelle 

eine Ersatzfreiheitsstrafe von 4 Tagen. 

6 Der unentgeltliche Rechtsbeistand der PrivatklŠgerin wird mit Fr. 28'000.-

(inkl. MWST) aus der Gerichtskasse entschŠdigt 

7. Die EntscheidgebŸhr wird angesetzt auf: 

Fr. 1500.- ; die weiteren Kosten betragen. 

Fr. 1100.- GebŸhr fŸr das Vorverfahren, 

Fr 1170 10 EntschŠdigung Zeugen. 

Fr 28000 - unentgeltlicher Rechtsbeistand der PrivatklŠgerin. 

AllfŠllige weitere Auslagen bleiben vorbehalten 

8 Die Kosten, mit Ausnahme derjenigen der unentgeltlichen Rechtsvertretung 

der PrivatklŠgerin, werden dem Beschuldigten auferlegt. 
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Die Kosten des unentgeltlichen Rechtsbeistands der PrivatklŠgerin werden 

einstweilen auf die Gerichtskasse genommen. Die RŸckzahlungspflicht des 

Beschuldigten bleibt vorbehalten. 

10. Auf das Ÿber die Kosten der unentgeltlichen RechtsverbeistŠndung hinaus-

gehende EntschŠdigungsbegehren der PrivatklŠgerin wird nicht eingetreten. 

11. MŸndliche Eršffnung, BegrŸndung und schriftliche Mitteilung im Dispositiv an 

die Verteidigung im Doppel fŸr sich und den Beschuldigten (Ÿberge-
ben 

die Staatsanwaltschaft II des Kantons ZŸrich (Ÿbergeben); 

die Rechtsvertretung der PrivatklŠgerin im Doppel fŸr sich und die Pri-
vatklŠgerin (Ÿbergeben): 

und hernach als begrŸndetes Urteil an 

die Verteidigung im Doppel fŸr sich und den Beschuldigten; 

die Staatsanwaltschaft II des Kantons ZŸrich: 

die Rechtsvertretung der PrivatklŠgerin im Doppel fŸr sich und die Pri-
vatklŠgerin; 

sowie nach Eintritt der Rechtskraft an 

die Koordinationsstelle VOSTRA/DNA mit Formular A. 

12. Gegen dieses Urteil kann innert 10 Tagen von der Eršffnung an beim Be-

zirksgericht ZŸrich, 10. Abteilung, VVengistr. 28 : Postfach. 8036 ZŸrich, 

mŸndlich oder schriftlich Berufung angemeldet werden 

Ein vollstŠndig begrŸndetes Urteil wird nur zugestellt, wenn dies ein Verfah-

rensbeteiligter binnen 10 Tagen seit Eršffnung des Urteils verlangt oder 

wenn ein Rechtsmittel gegen den Entscheid eingelegt worden ist. 

Mit der Berufung kann das Urteil in allen Punkten umfassend angefochten 

werden. Mit der Berufung kšnnen gerŸgt werden: 

Rechtsverletzungen, einschliesslich †berschreitung des Ermessens, 

Rechtsverweigerung und Rechtsverzšgerung, die unvollstŠndige und unrich-

tige Feststellung des Sachverhaltes oder Unangemessenheit, 
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Die Berufung erhebende Partei hat binnen 20 Tagen nach Zustellung des 

begrŸndeten Entscheids dem Obergericht des Kantons ZŸrich, Strafkammer, 

Postfach, 8021 ZŸrich, eine schriftliche BerufungserklŠrung einzureichen. 

Sie hat darin anzugeben, ob sie das Urteil vollumfŠnglich oder nur in Teilen 

anficht, und welche AbŠnderungen des erstinstanzlichen Urteils sie verlangt. 

Werden nur Teile des Urteils angefochten, ist verbindlich anzugeben, auf 

welche sich die Berufung beschrŠnkt. 

Bei offensichtlich verspŠteten Berufungsanmeldungen oder BerufungserklŠ-

rungen wird auf die Berufung ohne Weiterungen nicht eingetreten. 

ZŸrich, 26 MŠrz 2024 
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10. Abteilung - Einzelgericht 

Der Bezirksrichter: 

lic. iur. H. Kronauer 

Die Gerichtsschreiberin: 
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Zur Beachtung: 

Der/die Verurteilte wird auf die Folgen der NichtbewŠhrung wŠhrend der Probezeit aufmerksam 

gemacht: 

Wurde der Vollzug einer Geldstrafe unter Ansetzung einer Probezeit aufgeschoben, muss sie vor-

erst nicht bezahlt werden. BewŠhrt sich der/die Verurteilte bis zum Ablauf der Probezeit muss 

¥ er/sie die Geldstrafe definitiv nicht mehr bezahlen (Art 45 StGB): Analoges gilt fŸr die bedingte 

Freiheitsstrafe. 

Eine bedingte Strafe bzw der bedingte Teil einer Strafe kann im †brigen vollzogen werden 

(Art. 46 Abs 1 bzw Abs. 4 StGB) 

wenn der/die Verurteilte wŠhrend der Probezeit ein Verbrechen oder Vergehen begeht 

wenn der/die Verurteilte sich der BewŠhrungshilfe entzieht oder die Weisungen missachtet 


